
International  9
WOZ   Nr. 20   14. Mai 2020

ISRAEL / PALÄSTINA

Unfreundliche 
Übernahme
Die neue Regierung in Israel will Teile des  
Westjordanlands annektieren. Gespräche mit  
israelischen MenschenrechtsaktivistInnen  
zeigen, welche konkreten Folgen die Ankündigung 
haben kann.

VON LORENZ NAEGELI

Nach monatelangem Hin und Her kam Mit
te April die überraschende Nachricht: Israel 
fand aus der längsten Regierungskrise seiner 
Geschichte. Langzeitleader Benjamin Netan
yahu und sein Rivale Benny Gantz bilden eine 
Einheitsregierung und verhindern damit die 
vierten Wahlen innerhalb eines Jahres. Gantz 
ist ein ehemaliger Generalstabschef der israe
lischen Armee und Gründer der Partei «Wider
standskraft für Israel». Ursprünglich mit dem 
Ziel angetreten, Netanyahu zu stürzen, teilt er 
sich nun mit diesem die Macht.

Hinter dem Label «Notkoalition» prä
sentieren sich Gantz und Netanyahu als die 
starken Männer, die das Land aus der politi
schen Krise führen wollen. Anfang Mai räumte 
das oberste israelische Gericht auch die letzten 
Hindernisse dafür aus dem Weg: Es entschied, 
dass Netanyahu trotz Korruptionsverfahren 
eine neue Regierung bilden darf. Das Gericht 
kritisierte zwar die lang anhaltende Domi
nanz Netanyahus wie auch die neue Koalition – 
fand aber keine rechtlichen Instrumente, das 
Arrangement zu verhindern.

Bereits vor ihrer Vereidigung kündigte 
die Einheitsregierung an, Anfang Juli Teile des 
von Israel besetzten palästinensischen West
jordanlands offiziell zu annektieren. Die US
Regierung von Donald Trump gab der Koali
tion und ihren Plänen Rückendeckung. Der 
Rest der Welt äusserte Unverständnis.

Ziv Stahl ist seit über neun Jahren bei 
der nichtstaatlichen Organisation Yesh Din tä
tig, die sich für die Rechte von Palästinenser
Innen unter dem israelischen Besatzungs
regime einsetzt. «Eine ernst zu nehmende 
politische Opposition gegenüber den Anne
xionsplänen gibt es keine», sagt sie. «Es gibt 
Stimmen, die sich gegen den Plan auf lehnen, 
aber die  argumentieren zumeist, dass dieser 
Israel schadet – der israelischen Sicherheit 
und der Zukunft des Landes als jüdischer 
Staat.» Doch für die Situation und die men
schenrechtlichen Ansprüche der Palästinen
serInnen interessiere sich in Israel fast nie
mand mehr, meint Stahl.

Mahmud Abbas, der Präsident der Pa
lästinensischen Autonomiebehörde, kündig
te unterdessen an, alle Verträge und Bezie
hungen zu Israel und zu den USA zu kappen, 
sollte die Annexion tatsächlich erfolgen. Die 
VertreterInnen der Autonomiebehörde haben 
nicht nur politische, sondern auch persön
liche Gründe, vehement gegen die Annexi
on vorzugehen: Ihre Macht entspringt den 
OsloVereinbarungen zur palästinensischen 
Selbstverwaltung. Diese haben einer kleinen, 
einflussreichen Elite viel Reichtum und poli
tisches Gewicht verschafft. Viele marginali
sierte Gemeinschaften, die in ländlichen Ge
genden leben, stehen der eigenen Regierung 
kritisch gegenüber und sehen sich seit Jahren 

doppelter Diskriminierung ausgesetzt: durch 
die israelische Besatzung und die korrupte 
palästinensische Elite. Die Annexionspläne 
drohen ihre prekäre Situation zu verschärfen.

Auch verschiedene Organe der Verein
ten Nationen verurteilten das Vorgehen. So 
kritisierte Michael Lynk, UnoSonderbericht
erstatter über die besetzten palästinensischen 
Gebiete, eine Annexion würde das palästinen
sische Recht auf Selbstbestim
mung ausradieren und führe zu 
einem Zustand der Apartheid. 
Er forderte Sanktio nen sowie 
Unterstützung für eine allfäl
lige Untersuchung am  interna
tionalen Strafgerichtshof. Josep 
Borrell, der aussenpolitische 
Vertreter der Europäischen Uni
on, betonte, dass die Position 
der EU gegenüber den seit 1967 
von Israel besetzten Gebieten 
unverändert sei: «Die Europä
ische Union bekräftigt, dass 
jede Annexion eine ernsthafte Verletzung von 
internationalem Recht bedeutet. Die EU wird 
die Situation und ihre Auswirkungen weiter
hin beobachten und entsprechend  agieren.»

Nahrungssicherheit gefährdet

Das Westjordanland ist aufgeteilt in drei Zo
nen: Zone A steht unter exklusiver Verwaltung 
der Palästinensischen Autonomiebehörde, 
Zone B wird von der Autonomiebehörde und 
Israel gemeinsam verwaltet, Zone C von Isra
el kontrolliert. Es ist wahrscheinlich, dass die 
Annexion vor allem die Zone C betreffen wird. 
Diese umfasst sechzig Prozent des West jor
dan lands, hat 300 000 palästinensische Ein
wohnerInnen und beheimatet gegen 400 000 
israelische SiedlerInnen in über 230  illegalen 
Siedlungen.

Viele PalästinenserInnen leben in den 
Zonen A oder B, arbeiten aber in der Zone C, 
wo der grösste Teil der landwirtschaftlich 
genutzten Flächen liegt. Durch die Annexion 
würde ihr Zugang zu diesem Land mindestens 
erschwert, vielleicht sogar verunmöglicht. Oft 
liegen diese Flächen in unmittelbarer Nähe zu 
Siedlungen oder deren Aussenposten und sind 
immer wieder Angriffen ausgesetzt. Ziv Stahl 
hält es gar für wahrscheinlich, dass palästi
nensische Gemeinschaften enteignet werden: 
«Israel wird den PalästinenserInnen den Zu
gang zu ihrem Land nehmen, auch wenn die
ses nachweislich ihnen gehört.»

Durch die Annexion würden Enteignun
gen rechtlich einfacher umsetzbar, da in den 
annektierten Gebieten israelisches Recht in 
Kraft treten würde. Stahl sieht verschiedene 
mögliche Konsequenzen der Enteignungen: 
«Auf individueller Ebene verlieren Palästi

nenserInnen Zugang zu ihrem Land. Auf der 
ökonomischen Ebene droht der Wirtschaft ein 
riesiger Schaden. Gesellschaftlich ist die Nah
rungsmittelversorgung für die gesamte Bevöl
kerung bedroht, wenn der Zugang zu ihren 
Landwirtschaftsflächen weiter eingeschränkt 
wird.»

Dass die Situation bereits heute prekär 
ist, zeigt beispielhaft ein Bericht der israeli

schen Men schenrechtsorganisa
tion B’Tselem von Mitte April. 
Der Familie Hamza aus dem Dorf 
Turmusaya wurde während Wo
chen aus Sicherheitsgründen 
und mit Verweis auf die Coro
namassnahmen der Zugang zu 
ihren Ländereien in der Zone  C 
verweigert. Als sie endlich eine 
Bewilligung erhielten, stellten 
sie fest, dass Siedler Innen über 
hundert ihrer Olivenbäume ge
fällt hatten. Ein Video vom Tatort 
zeigt Dutzende abgeschnittene 

Bäume auf den Feldern der Bauernfamilie. Auf 
benachbarten Feldern von anderen Familien 
zeigte sich dasselbe Bild.

Rabbi Arik Aschermann glaubt nicht, 
dass die militanten SiedlerInnen nach der 
Einverleibung gewisser Teile des Westjordan
lands zurückhaltender würden. Aschermann 
setzt sich seit Jahren gegen die Vertreibung 
von PalästinenserInnen und für soziale Ge
rechtigkeit ein. Der Rabbi war über 25  Jahre 
lang Direktor der Menschenrechtsorganisa
tion Rabbis for Human Rights und leitet heute 
die NGO Torat Tzedek  – was so viel bedeutet 
wie Thora der Gerechtigkeit. In den letzten 
Jahren habe sich die Stimmung verändert, er
zählt er im Gespräch: «PalästinenserInnen 
sagen mir immer wieder, sie könnten sich mit 
den Siedlerinnen arrangieren, wenn es dafür 
Raum gäbe.» Aber die SiedlerInnen würden 
das nicht wollen. «Sie unternehmen alles, 
um das Leben palästinensischer Bauern und 
Hirten unerträglich zu machen. Unter diesen 
Umständen können sie finanziell schlicht
weg nicht überleben. Viele geben auf und zie
hen in die Städte in den Zonen A und B», sagt 
 Aschermann.

Vertreibungen befürchtet

Durch die Annexion würde die temporäre 
Besatzung zu einem permanenten Zustand. 
Ein Blick auf den Nahostplan von USPrä
sident Trump macht deutlich, was das für 
PalästinenserInnen bedeuten würde: Ihr Le
bensraum und ihre Mobilität würden noch 
stärker eingeschränkt. Der Plan sieht viele 
kleine Enklaven vor, die mit Strassen, Tun
nels oder Brücken miteinander verbunden 
sind. Ziv Stahl befürchtet, dass es nach der 

Annexion zu weiteren Vertreibungen komme, 
schliesslich bräuchten die Siedlungen mehr 
Platz. «Wenn die Annexion einmal vollzogen 
ist, wird es viel einfacher, Siedlungen zu er
weitern und neue zu bauen.» Es brauche dann 
nicht mehr wie heute die Zustimmung von 
Armee und  ziviler Besatzungsadministration, 
weil die neu geschaffenen lokalen Verwaltun
gen direkt dem Innenministerium unterste
hen würden.

Diese Einschätzung teilt Yehuda Shaul. 
Er ist Mitbegründer der Organisation Brea
king the Silence, die aus ehemaligen Mili
tärangehörigen besteht und über Macht
missbrauch und Gewalt des Militärs in den 
besetzten Gebieten berichtet. «Die heute il
legalen Siedlungen würden zu ordentlichen 
Verwaltungseinheiten.» PalästinenserInnen 
würden durch die Annexion gegen ihren Wil
len in unterschiedliche Territorien eingeteilt. 
«Das wäre ohne jeden Zweifel ein Apartheid
regime», sagt Shaul. Auch wenn einzelne unter 
ihnen das israelische BürgerInnenrecht erhal
ten könnten, würde das Problem der Diskrimi
nierung dadurch nicht gelöst. Deshalb müsse 
gehandelt werden, bevor Tatsachen entstehen: 
«Die offizielle Deklarierung der Annexion 
wird der entscheidende Moment sein, der eine 
Reaktion der internationalen Gemeinschaft 
erfordert, auch wenn die Umsetzung mehrere 
Jahre dauern könnte.»

Was macht die EU?

Auf die Frage, wie die Annexion noch verhin
dert werden könnte, meint Shaul: «Es bräuchte 
den Druck der arabischen Staaten auf Trump 
und den Druck der EU auf Israel.» Bei dieser 
Sache gehe es nicht nur um Israel und Paläs
tina, sondern um eines der fundamentalsten 
Prinzipien der Nachkriegsordnung: um das 
Verbot von gewaltsamer Aneignung von Land. 
«Das Gewalt und Annexionsverbot gilt als 
wichtiger Grundpfeiler im internationalen 
Recht und würde durch die unilaterale Anne
xion von Teilen des Westjordanlands in sei
nem Kern verletzt.» 

Nachdem es anfänglich ruhig war in der 
internationalen Gemeinschaft, nehmen die 
kritischen Stimmen zu. Ob das reicht, um die 
drohende Annexion zu verhindern, wird sich 
in den nächsten Wochen zeigen. Die interna
tionale Gemeinschaft steht nicht zum ersten 
Mal vor der Frage, ob internationales Recht ef
fektive Gültigkeit hat und umsetzbar ist oder 
ob es sich dabei lediglich um schön formulier
te Absichtserklärungen handelt. Noch zeigt 
sich Israel unbeeindruckt. Ziv Stahl meint: 
«Durch die Unterstützung der USA machen 
sich gerade neue Möglichkeiten auf. Die Ko
alition will die Annexionspläne noch vor den 
Neuwahlen in Amerika umsetzen.»

Was passiert mit der Zone C? Blick auf die Siedlung Maale Adumim ausserhalb von Jerusalem.   
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Für SiedlerInnen 
würde es  
einfacher zu 
expandieren.




